
Bundessozialgericht

— 4 RJ 55/76 —

Verkündet am
15. Dez. 1976

RegHauptsekretär
als Urk.Beamter
d.Gesch.8telle

I m N a.m e n d e s V 0 l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter:
............. ....... ........

g e g e n

0000000000. 00000 0000 000000 0.00.000000000000000000000

Beklagte und Revisionsklägerin.

Das Bundessozialgericht, 4. Senat, hat auf die mündliche

Verhandlung vom 15. Dezember 1976 durch die

Richter G e y s e r ,
M e i n h a r d t und

S t a r k sowie die ehrenamtlichen Richter

B e n e d y 0 z u k und Dr. B o n g a r d t

für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

2. März 1976 aufgehoben, soweit das Landessozialge-

richt die Beklagte verurteilt hat, die Zeiten vom
10. November 1958 bis 10. März 1945 und vom 1. Mai

1945 bis 51. Dezember 1946 nach Leistungsgruppe Ar

1 m der Tabelle zu 5 22 FRG abzugelten.

2. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Kiel vom 10. Mai 1975 wird zurückgewiesen,

soweit das Sozialgericht seine Klage auf Bewertung

der Zeit vom 10. November 1958 bis 10. März 1943

nach Leistungsgruppe Ar 1 m abgewiesen hat.
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5. Das Urteil des Landessozialgerichts wird auch insoweit

aufgehoben, als es über die Kosten des Verfahrens ent—

schieden hat.

4. Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen, soweit

der Kläger die höhere Bewertung der Zeit vom 4. Mai 4945

bis 54. Dezember 4946 begehrt.

G r ü n d e :

I.

Der Kläger begehrt ein höheres Altersruhegeld. Dabei ist um—

stritten, ob die Unterbrechung einer ausgeübten rentenver—

sicherungspflichtigen Beschäftigung durch Verfolgungszeiten

als Voraussetzung der höheren Bewertung von Versicherungs-

zeiten dadurch herbeigeführt werden kann, daß der Verfolgte

Beiträge für die Zeit bis zum Beginn der Verfolgungszeit

nachentrichtet (% 40 Abs. 4 Satz 5, 55 15, 14 WGSVG).

Der 4904 geborene Kläger ist als rassisch Verfolgter aner—

kannt. Er hat den Beruf eines Bootsbauers erlernt und sich

als Zeichner und Konstrukteur im Yachtbau weitergebildet

und betätigt. Für ihn sind Pflichtbeiträge zur Angestellten—

versicherung bis 4926 entrichtet. Von 4954 bis 9. November

4958 war er als Angestellter und Abteilungsleiter, seit

4955 mit Prokura, beschäftigt.

Der Kläger befand sich vom 40. November bis 26. November

4958 im Konzentrationslager. Danach war er bis Mitte

August 4959 ohne Arbeit. Anschließend war er bis Februar

4945 als Schweißer und als Arbeiter beschäftigt. Vom

28. Februar bis 40. März 4945 war er abermals in Haft.

Vom 44 März 4945 bis 50. April 4945 war er wieder be—

schäftigt. Von 4947 bis 4965 war er selbständig erwerbs—

tätig und dann wieder pflichtversichert beschäftigt.
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Die Beklagte gewährte mit Bescheid vom 44. Februar 4972 und

Ergänzungsbescheid vom 50. August 4975 nach Eintritt des Ver—

sicherungsfalles am 54. Juli 4974 Altersrühegeld vom 4. August

4974 an. Bei der Rentenberechnung ist die Zeit vom 44. November

4958 bis 54. Juli 4959 als Ersatzzeit angerechnet. Die Beschäf—

tigungszeit vom 45. August 4959 bis 27. April 4944 ist nach

Leistungsgruppe Ar 2 m und die Beitragszeit vom 28. April 4944

bis 27. Februar 4945 ist gemäß den Versicherungskarten bewer—

tet. Die Haftzeit vom 28. Februar 4945 bis 40. März 4945 inner—

halb von Beitragsmonaten wurde nach Leistungsgruppe Ar 2 m ge—

mäß der vorhergehenden Beschäftigung beurteilt; die Entgelte
für Februar und März 4945 wurden entsprechend erhöht. Die Bei—

tragszeit vom 44. März 4945 bis 50. April 4945 wurde aufgrund

des Urteils des Sozialgerichts (SG) vom 40. Mai 4975 nach der

Leistungsgruppe Ar 4 m bewertet. Außerdem ist eine Ersatzzeit

vom 4. Mai 4945 bis 54. Dezember 4946 angerechnet.

Der Kläger meint, die gesamte Zeit vom 40. November 4958 bis

Dezember 4946 müsse nach der Leistungsgruppe Ar 4 m der Tabelle

zu % 22 Fremdrentengesetz (FRG) bewertet werden.

Die Beklagte ist der Auffassung, durch die erste Verfolgungs—

zeit vom 40. bis 26. November 4958 sei - anders als durch die

zweite Verfolgungszeit vom 28. Februar bis 40. März 4945 — eine

versicherungspflichtige Beschäftigung nicht unterbrochen worden;

denn der Kläger sei seit 4926 nicht versicherungspflichtig ge—

wesen.
Während des Streitverfahrens entrichtete der Kläger 5 Monats-

beiträge für August bis Oktober 4958 nach (5 40 WGSVG).

Das SG hat die Beklagte verpflichtet, die Beitragszeit vom
44. März 4945 bis 50. April 4945 nach der Leistungsgruppe Ar 4m

der Tabelle zu 5 22 FRG abzugelten; im übrigen hat es die

Klage abgewiesen (Urteil vom 40. Mai 4975). Auf die Berufung

des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG) die Beklagte
verurteilt, auch die Zeiten vom 40. November 4958 bis 40. März

4945 und vom 4. Mai 4945 bis 54. Dezember 4946 nach der

Leistungsgruppe Ar 4 m der Tabelle zu 5 22 FRG abzugelten;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

die Revision wurde zugelassen; im übrigen — soweit die Höhe

der Beitragsklasse der nachentrichteten Beiträge umstritten

war — hat es die Berufung des Klägers zurückgewiesen (Urteil

vom 2. März 1976).

Das LSG hat im wesentlichen sinngemäß ausgeführt, durch 5 10

Abs. 1 Satz 5 WGSVG werde fingiert, daß es sich bei den

nachentrichteten Beiträgen um Pflichtbeiträge handele, die

aufgrund einer versicherungspflichtigen Beschäftigung,

welche in dem vom Verfolgten bestimmten Nachentrichtungs—

zeitraum bestanden habe, entrichtet seien. Der Kläger sei

deshalb versicherungsrechtlich so zu stellen, als habe er

vor der ersten Verhaftung am 10. November 1958 in einer ver—

sicherung3pflichtigen Beschäftigung gestanden. Dies bedeute

nach 5 15 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut—

machung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialver-

sicherung (WGSVG), daß durch die Verhaftung am 10. November
1958 eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung

unterbrochen worden sei.

Da der Kläger seit der Haftentlassung am 26. November 1958

bis zum 14. August 1959 arbeitslos, dann vom 15. August

1959 bis 27. Februar 1945 — gemessen an seiner Ausbildung

und früheren Tätigkeit — unterwertig beschäftigt gewesen

sei und sich vom 28. Februar 1945 bis 10. März 1945 wieder

in Haft befunden habe, sei die Zeit vom 10. November 1958

bis 10. März 1945 der Leistungsgruppe Ar 1 m der Tabelle

zu 5 22 FRG zuzuordnen. Die Zeit vom 1. Mai 1945 bis 51.
Dezember 1946 — eine Ersatzzeit nach 5 1251 Abs. 1 Nr. 4

Reichsversicherungsordnung (RVG) i.V.m. @ 1 Abs. 1 und 2
WGSVG — sei der Leistungsgruppe Ar 1 m zuzuordnen, weil die

vorhergehende Zeit gemäß dem Urteil des SG entsprechend

angehoben worden sei.

Die Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt,

das Urteil des Schleswig—Holsteinischen Landes—

sozialgerichts vom 2. März 1976 aufzuheben und

die Berufung zurückzuweisen.
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Sie rügt eine Verletzung des 5 1251 Abs. 1 Nr. 4 RVG und der

55 10, 15, 14 WGSVG.Die Voraussetzungen der Zuordnung des Ta—
bellenwertes Ar 1 m lägen nicht vor, weil der Kläger wegen der

Höhe seines Verdienstes bei Beginn der Verfolgungsmaßnahmen

versicherungsfrei gewesen sei. Das LSG ersetze zu Unrecht die

fehlende PflichtVersicherungszeit durch die nachentrichteten

Beiträge. Die Fiktion des 5 10 Abs. 1 Satz 5 WGSVG erstrecke

sich nicht auf 5 15 WGSVG. @ 15 WGSVGals echte Entschädigungs—
regelung stelle auf die tatsächlichen Verhältnisse ab. Der Ent—

schädigungsgedanke lasse keinen Raum, ein solches Beschäftigungs-

verhältnis zu fingieren. Rechtssystematisch verbinde das Gesetz

die Vergünstigung der Bewertung von Ersatzzeiten nicht mit der

Nachentrichtung von Beiträgen, die als Pflichtbeiträge zu gel—

ten hätten.

In der Zeit von Mai 1945 bis Dezember 1946 liege kbine Ersatz—

zeit nach 5 1251 Abs. 1 Nr. 4 RVO idF des WGSVÄndG vor. In

dieser Vorschrift werde die Arbeitslosigkeit zum einen als

typischer Anschlußtatbestand an die Verfolgung und zum anderen

als selbständige verfolgungsbedingte Arbeitslosigkeit ange—

sehen. Diese Voraussetzungen seien hier nicht gegeben.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

II.

Die Revision der Beklagten ist zum Teil begründet; im übrigen

ist der Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an

das LSG zurückzuverweisen.

Das WGSVG gilt für den Kläger ohne die Besonderheiten des

Art. 4 5 1 WGSVÄndG; denn der Versicherungsfall hat sich nach

dem Inkrafttreten des WGSVG — 1. Februar 1971 — ereignet.

Das WGSVG sieht bei der Berechnung der Rente von Verfolgten

(@ 1 Abs. 1 WGSVG) eine höhere Bewertung von Zeiten als nach

den allgemeinen Vorschriften der 55 1255, 1255 a EVO in den
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Fällen der 55 15, 14 vor, wenn dies für den Verfolgten

günstigerist. Dabei wird zwischen Zeiten ohne Beitrags—

leistung und mit Beiträgen belegten Zeiten unterschieden.

5 15 WGSVG betrifft die Bewertung beitragsloser Verfol—

gungszeiten (% 1 Abs. 2 Buchst. a WGSVGi.V.m. @1251
Abs. 1 Nr. 1 BVD). Abs. 1 880 bestimmt: Hat der Verfolgte

eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder

Tätigkeit ausgeübt, die durch Verfolgungszeiten unter—

brochen oder beendet worden ist, so sind den Verfolgungs—

zeiten die Beitragsklassen und Brutto—Arbeitsentgelte zu—

zuordnen, die sich bei entsprechender Anwendung des 5 22

FRG ergeben.

5 14 Abs. 1 Satz 2 WGSVGergreift Zeiten, in denen der
Verfolgte ein geringeres Arbeitsentgelt bezogen hat, äs

er bei Zugrundelegung der vorherigen Beschäftigung erhal-

ten hätte. Diese Vorschrift bestimmt: Hat ein Verfolgter,

der vor der Verfolgung eine rentenversicherungspflichtige

Beschäftigung ausgeübt hat, aus Verfolgungsgründen für

eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung in einem

Kalenderjahr ein geringeres Arbeitsentgelt erhalten, als

er bei Zugrundelegung der vorher ausgeübten rentenver—

sicherungspflichtigen Beschäftigung ohne Verfolgung er-
halten hätte, so sind für dieses Kalenderjahr die Bei—

tragsklassen und Brutto—Arbeitsentgelte zugrunde zu
legen, die sich bei entsprechender Anwendung des 5 15 er—
geben.

5 14 Abs. 2 WGSVG erfaßt Beschäftigungszeiten, für die

keine Beiträge entrichtet wurden. Er schreibt vor: Hat

der Verfolgte eine rentenversicherungspflichtige Be—

schäftigung oder Tätigkeit ausgeübt und sind aus Verfol—

gungsgründen für die Beschäftigung oder Tätigkeit keine

Beiträge entrichtet worden, so gelten für diese Zeiten
Beiträge als entrichtet. ‘Bei der Ermittlung der für den
Verfolgten maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage sind

die in diesen Zeiten erzielten Arbeitsentgelte oder Ein—
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kommen bis zur Höhe der jeweils geltenden Beitragsbemessungs—

grenze zugrunde zu legen. Wenn dies für den Berechtigen günsti—

ger ist, sind diesen Zeiten die Beitragsklassen und Brutto—

Arbeitsentgelte zuzuordnen, die sich bei entsprechender Anwen—

dung des 5 15 ergeben.

Demnach gilt für die Zeit von November 1958 bis Juli 1959 als

Ersatzzeit @ 15 WGSVG. Für die Zeit von August 1959 bis 27.
April 1941 als Beschäftigungszeit ohne Beitragsentrichtung ist

5 14 Abs. 2 WGSVG zugrunde zu legen. Die Zeit vom 28. April

1941 bis 27. Februar 1945 als Beitragszeit ist nach 5 14 Abs. 1
Satz 2 WGSVG zu beurteilen. Die Haftzeit vom 28. Februar bis

10. März 1945 als Ersatzzeit fällt unter 5 15 WGSVG. Für eine
höhere Bewertung der als Ersatzzeit angerechneten Zeit von Mai

1945 bis Dezember 1946 könnte nur 5 15 WGSVGin Frage kommen.

Die Voraussetzungen der 55 15 und 14 WGSVG für die vom Kläger

gewünschte Bewertung der Zeiten bis März 1945 nach der

Leistungsgruppe Ar 1 m sind nicht erfüllt. % 15 WGSVG setzt

voraus, daß der Verfolgte eine rentenversicherungspflichtige

Beschäftigung ausgeübt hat, die durch Verfolgungszeiten unter—

brochen worden ist. Auch @ 14 Abs. 1 Satz 2 WGSVGverlangt,
daß der Verfolgte vor der Verfolgung eine rentenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung ausgeübt hat. 5 14 Abs. 2 WGSVG erfor—

dert, daß für eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung

aus Verfolgungsgründen keine Beiträge entrichtet wurden.

Der Auffassung des LSG, durch die Nachentrichtung der drei Bei-

träge werde die Ausübung einer rentenversicherungspflichtigen

Beschäftigung von August bis Oktober 1958 fingiert, ist nicht

zu folgen. Nach dem Wortlaut des 5 10 Abs. 1 Satz 5 WGSVG wer—

den die nachentrichteten Beiträge nur anderen Beiträgen, aber

nicht Beschäftigungen als solchen, gleichgestellt, und zwar
Pflichtbeiträgen, die als in der Zeit entrichtet gelten, für

die sie bei der Nachentrichtung bestimmt werden. Die der "Be-

rechnung der Renten" (Überschrift vor 55 11 bis 17 WGSVG)

dienende höhere Bewertung von Beitragszeiten,als den entrich—

teten Beiträgen entspricht, und die höhere Bewertung von Ver—

folgungszeiten stellen Ausnahmen von der Regel dar, daß Bei-
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trags- und Ersatzzeiten nach 554255, 4255 a EVO bewertet
werden. Die höhere Bewertung ist an besondere Voraus—

setzungen geknüpft; diese erschöpfen sich nicht darin,

daß die nachentrichteten Beiträge als rechtzeitig entrich—

tete Pflichtbeiträge gelten. Die Wortfassung in 55 45, 44
Abs. 4 Satz 2 WGSVG "eine rentenversicherungspflichtige Be—

schäftigung ausgeübt" unterscheidet sich so erheblich von
den sonst gebrauchten Worten "für eine rentenversicherungs-

pflichtige Beschäftigung", daß diese beiden Begriffe nicht

als dasselbe bedeutend aufgefaßt werden können. Daß nachent-

richtete Beiträge als rechtzeitig entrichtete Pflichtbei—

träge gelten, bewirkt nicht, daß eine rentenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung "ausgeübt" worden ist. Die Voraus-

setzung "ausgeübt" geht davon aus, daß vor der Verfolgung

tatsächlich eine Beschäftigung verrichtet worden ist und

daß dies eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung

war. Eine weitergehende Wirkung ist weder der Entstehungs—

geschichte noch dem Gedanken der Wiedergutmachung in der

Sozialversicherung zu entnehmen.

In der Entstehungsgeschichte des 5 40 Abs. 4 Satz 5 WGSVG

(@ 8 Abs. 4 Satz 5 des Entwurfes in Bundestags—Drucks.

VI 745 und VI 4445, Teil I 2 a) ist gesagt:

"Durch Zulassung ... zur Nachentrichtung von Bei-
trägen soll den Verfolgten, die nach ihrem Beruf
eine rentenversicherungspflichtige Erwerbstätig—
keit ausüben, die Möglichkeit gegeben werden,
Rentenansprüche zu erwerben und bestehende An—
sprüche zu verbessern. Da angenommen werden kann,
daß diese Personen ohne die Verfolgung voraus—
sichtlich zwischen 4955 und 4946 ... pflichtver—
sichert gewesen wären, sollen die für diese Zeit
nachentrichteten Beiträge die Wirkung rechtzeitig
entrichteter Pflichtbeiträge haben, mit der Folge,
daß durch diese Beiträge auch die für die Anrech-
nung V0n Ausfall- und Zurechnungszeiten vorge—
schriebene Halbdeckung erfüllt und der vom Gesetz—
geber geforderte Anschluß an Zeiten einer Lehre
oder Schulausbildung (@ 4259 Abs. 4 Nr. 4 EVO) her-
gestellt werden kann."

Damit wird eine Wirkung der nachentrichteten Beiträge be—

schrieben, wie sie Pflichtbeiträgen nach den allge-
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meinen Vorschriften der EVO zukommt.

Die Entstehungsgeschichte der 95 45 und 14 WGSVG(55 12 und 45
des Vorschlags in BT—Drucks. VI 4449 Schriftlicher Bericht mit

Hinweis auf BT—Drucks. VI 745, Begründung der 55 40 bis 45 des

Entwurfs) ergibt nichts für die Auffassung des Klägers.

Für das Verständnis der $5 40, 45, 44 WGSVGsind der Sinn und
Zweck und die Stellung des WGSVG im Recht der Wiedergutmachung

zu beachten. Das WGSVG beschränkt sich gemäß 5 458 Bundesent-

schädigungsgesetz auf die Wiedergutmachung von Schaden in der

Sozialversicherung, d.h. auf den Ausgleich von Nachteilen, die
den Versicherten durch die Verfolgung in ihren Ansprüchen aus
der Sozialversicherung erwachsen sind (BT—Drucks. VI 745, Be—

gründung, Allgemeiner Teil Nr. 2). Der Kläger hat aber seine

Rentenversicherung seit 4926 nicht durch die Entrichtung von
freiwilligen Beiträgen zur Erhaltung der Anwartschaft fortge-

führt. Er war bei Beginn der Verhaftung im November 4958 nicht

rentenversicherungspflichtig beschäftigt. Er hat bei der Ver—

haftung im November 4958 und in der Folgezeit zwar einen beruf-

lichen Schaden erlitten, indem er seine Stellung als Prokurist

aufgeben mußte und eine entsprechende — versicherungsfreie —
Tätigkeit bis Kriegsende nicht wiederaufgenommen hat. Sein

"Schaden im beruflichen Fortkommen" wurde für den "verfolgungs—

bedingten Berufsschadenszeitraum vom 4. Januar 4940 bis 54.

Dezember 4950" mit einer Kapitalentschädigung von 55.480,—— DM

abgegolten (Mitteilung des Finanzministers des Landes Schleswig—

Holstein, Entschädigungsamt, vom 27. Juli 4974 an die Beklagte).

Der berufliche Schaden hat sich jedoch, da es sich vor der Ver—

folgung um versicherungsfreie Beschäftigungen und Tätigkeiten

handelte, außerhalb der Rentenversicherung ereignet. Für die

Beurteilung der Versicherungszeiten seit November 4958 und für

einen Vergleich mit der Leistungsgruppe Ar 4 m scheidet die

Beschäftigung als Prokurist aus. Der vom Kläger geltend ge—

machte Anspruch auf Bewertung der noch umstrittenen Zeiten in

dem Zeitraum bis April 4945 nach Ar 4 m ist deshalb nach 55 45,
44.Abs. 4 Satz 2 und Abs. 2 WGSVG nicht begründet.
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Über die Bewertung der Zeit von Mai 4945 bis Dezember 4946

nach der Tabelle zu 5 22 FRG (@ 45 WGSVG) konnte der Senat

nicht entscheiden. Diese Zeit, die sich an die rentenver—

sicherungspflichtige Beschäftigung bis 50. April 4945 an—

schließt, ist von der Beklagten im Bescheid als "Ersatzzeit"

berücksichtigt worden. Das LSG hat in den Gründen seiner

Entscheidung diese Zeit dahin beurteilt, es handele sich

nicht um eine Ersatzzeit nach 5 4254 Abs. 4 Nr. 6 BVD
(Zeit der Vertreibung), sondern um eine solche nach Nr. 4

dieser Vorschrift. Es ist nicht darauf eingegangen, daß

die Beklagte in ihrem Schriftsatz vom 28. September 4972

an das SG diese Zeit als Ersatzzeit gemäß 5 4254 Abs. 4
Nr. 6 RVO — Zeit der Vertreibung — bezeichnet hat und daß

sich in den Rentenakten der Vertriebenenausweis A des

Klägers befindet. Für die Beurteilung des Anspruchs des

Klägers, diese Zeit nach Werten der Tabelle zu 5 22 FRG
berücksichtigt zu erhalten, ist es aber rechtserheblich,

welcher Art die im Bescheid beim Versicherungsverlauf be—

rücksichtigte "Ersatzzeit" ist. Bei einer Ersatzzeit nach

Nr. 6 des 5 4254 Abs. 4 EVO kann 5 45 WGSVGnicht in Frage

kommen. Wenn die Zeit jedoch nach Nr. 4 des % 4254 Abs. 4
EVO anerkannt ist, kann 5 43 WGSVG eingreifen — wenn
auch nur mit der Bewertung nach Ar 2 m gemäß dem tat—

sächlichen Arbeitsentgelt für die vorausgegangene Be—

schäftigungszeit bis 50. April 4945. Die von der Beklag-

ten hingenommene verurteilung durch das SG, die Zeit bis

50. April 4945 mit Ar 4 m zu bewerten, verpflichtet die

Beklagte nur für den im Tenor des Urteils des SG ge—
nannten Zeitraum. Eine darüber hinausgehende Auswirkung

auf die Beurteilung der Bewertung einer späteren Zeit

kommt dem Urteil des SG nach den Grundsätzen der Rechts—

kraftwirkung (@ 444 SGG) nicht zu.
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Die Kostenentscheidung bleibt dem das Verfahren abschließenden

Urteil vorbehalten.
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